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Einleitung

Jeder kennt sie. Bilder aus der gerichtlichen Sitzung. Bilder von Angeklagten, wie
sie unter Kapuzenpullovern oder hinter Aktendeckeln Schutz suchen; Schutz vor einer
sie identifizierenden Bildberichterstattung. Jeder erinnert sie. Denn Bilder emotio-
nalisieren. Sie können leichter als Texte rezipiert werden, prägen sich ein, wecken
Assoziationen und vermitteln Authentizität1. Die Visualisierung einer Information
durch Bilder ist eine – wenn nicht die – medienwirksame Darstellungsform. Nie-
mand unterschätzt sie. Die Wirkmacht von Bildern, ihre Suggestivkraft und unsere
Rezeptionsgewohnheiten sind spätestens seit dem sogenannten pictorial bzw. iconic
turn2 ein bedeutender Gegenstand auch der Medienwirkungsforschung3. Und auch in
rechtlichen Kategorien stellten Bilder nie ein juristisches nullum dar. Waren Bilder
und Bildnisse zunächst Gegenstand eines urheberrechtlichen Schutzes, so sind sie
nunmehr vor allem Gegenstand des Persönlichkeitsschutzes.

Bei der Berichterstattung über Strafverfahren erlangen die Wirkmacht von Bilder
auf der einen und die Reichweite des Persönlichkeitsschutzes auf der anderen Seite
erhebliche Bedeutung. Mit der Bildberichterstattung erzeugen und befriedigen die
Medien das öffentliche Informationsinteresse an der Strafverfolgung, der ultima ratio
des Rechtsgüterschutzes. Deutlich treten hier die Medienfreiheiten4 und das allge-
meine Persönlichkeitsrecht in ein Spannungsverhältnis5. Ein Spannungsverhältnis,
das bereits im Ermittlungsverfahren virulent wird und sich noch Jahre nach dem
rechtskräftigen Urteil aktualisieren kann6. Ein Spannungsverhältnis aber auch, das
vor dem Hintergrund eines staatlichen Verfahrens stattfindet, welches einerseits ein
öffentliches Informations-, Legitimations- und Kontrollbedürfnis auslöst und damit

1 Danziger, Medialisierung des Strafprozesses, S. 223 ff.; Gostomzyk, Öffentlichkeitsverant-
wortung der Gerichte, S. 142 f.; Beater, AfP 2005, 133.

2 Mitchell, Artforum International 1992, 89; s. auch Boehm, in: Was ist ein Bild?, 11; bezo-
gen auf das Recht imAllgemeinenRöhl, JZ 2003, 339 und das Strafrecht imBesonderenMarxen,
JZ 2000, 294.

3 Zu neueren Untersuchungen und den insofern uneindeutigen Befunden im Hinblick auf die
Wirkungsarten und -stärke insbesondere der Verbindung von Bewegtbildern und TonNeuberger,
AfP 2009, 537 (538 m. w. N.).

4 Im Hinblick auf die Medienkonvergenz und den Untersuchungsgegenstand können hier mit
Ausnahme weniger Besonderheiten alle Medienfreiheiten des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG angespro-
chen werden, für ein einheitliches GrundrechtHoffmann-Riem, in: AK-GG3, Art. 5 GG, Rn. 138;
dagegen Degenhart, in: FS Stern, 1299 (1299 ff.).

5 Stieper, JZ 2014, 271; Lehr, NStZ 2001, 63; zur Verdachtsberichterstattung allgemein ders.,
AfP 2013, 7; Müller, NJW 2007, 1617.

6 Vgl. BVerfG, Urteil v. 5. Juni 1973 (1 BvR 536/72) BVerfGE 35, 202 (= NJW 1973, 747).
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den Medienfreiheiten besonderes Gewicht zuteilwerden lässt7, welches andererseits
als solches schon mit erheblichen individuellen Beeinträchtigungen verbunden und
insofern ein persönliches „Sonderopfer“8 zu verhindern ist9. Diese Gemengelage steht
am Ausgangspunkt der vorliegenden Untersuchung, in der die materiell-rechtlichen
und prozessualen Parameter der Bildberichterstattung aus der Sitzung vermessen
werden.

A. Thematische Eingrenzung

In das weite, vielfach bearbeitete Feld der rechtlichen Bewertung der Bericht-
erstattung über Strafverfahren reiht sich auch die vorliegende Untersuchung ein10.
Unter Zugrundelegung eines rechtsdogmatischen Ansatzes konzentriert sich diese
Arbeit allerdings auf ein bisher noch nicht hinreichend untersuchtes Problemfeld: Das
Verhältnis der Sitzungspolizei gem. §§ 175 Abs. 1 Alt. 2, 176 ff. GVG zur media-
len Berichterstattung11 über das anhängige Verfahren. Hierbei werden insbesondere
sitzungspolizeiliche Anonymisierungsge- und Bildaufnahmeverbote in den Blick ge-
nommen12, deren rechtliche Bewertung aber – wie zu zeigen sein wird – Rückschlüsse
auf die Zulässigkeit bzw. das Erfordernis anderer medienspezifischer Anordnungen
erlaubt. Anhand dieser medienspezifischen Anordnungen wird eine Konzeption der
Sitzungspolizei versucht, die die Sitzungspolizei als das behandelt, was sie ist: eine
hoheitliche Befugnis die zum einen Rechtsgrundlage von Eingriffen und grundrecht-
lichen Schutzpflichten sein kann und zum anderen einem effektiven Rechtsschutz
zugänglich sein muss.

Damit ist der Untersuchungsgegenstand in mehrfacher Hinsicht begrenzt: In sachli-
cher Hinsicht werden Anordnungen fokussiert, die sich auf die aktuelle insbesondere
identifizierende Bildberichterstattung beziehen und die (Saal-)Öffentlichkeit der Ver-
handlung gem. § 169 S. 1 GVG13 grundsätzlich unberührt lassen. In zeitlicher Hinsicht

7 Deutlich BVerfG, Kammerbeschluss v. 14. Sept. 2015 (1 BvR 857/15), juris (Rz. 20).
8 So bspw. v. Becker, Straftäter in den Massenmedien, S. 191 ff.; Witzler, Die personale

Öffentlichkeit im Strafverfahren, S. 141.
9 Vgl. zur Berichterstattung über spektakuläre Strafprozesse der letzten Jahre und die hierauf

bezogenen Reaktionen der jeweiligen Vorsitzenden Prantl, SZ v. 20.6.2015, 42.
10 s. zum gesamten Strafverfahren bspw. v. Becker, Straftäter in den Massenmedien; Born-

kamm, Pressefreiheit und Strafverfahren; Stapper, Namensnennung in der Presse; Schlüter, Ver-
dachtsberichterstattung; zum Ermittlungsverfahren s. bspw.Dalbkermeyer, Schutz des Beschul-
digten; Neuling, Inquisition durch Information; und zum Gerichtsverfahren bspw. v. Coelln, Me-
dienöffentlichkeit der Dritten Gewalt;Meyer, Der Gerichtsprozess in der medialen Berichterstat-
tung.

11 Dazu zuletzt auch Altenhain, in: Gutachten, 71. DJT 2016, C 9 (C 61 ff.).
12 Hierauf konzentrieren sich auch Fink, Bild- und Tonaufnahmen; Lilie, in: AE-StuM, 116.
13 Zu Begründung und Wandel der Gerichtsöffentlichkeit bspw. Scherer, Gerichtsöffentlich-

keit, S. 7 ff., 24 ff., 57 ff.; Britz, Fernsehaufnahmen im Gerichtssaal, 183 ff.; v. Coelln, Medienöf-
fentlichkeit der Dritten Gewalt, S. 163 ff., insb. 196 f.; Gärditz, in: FS Paeffgen, 439; Gierhake,
JZ 2013, 1030.
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werden solche Anordnungen betrachtet, die typischerweise vor Beginn der Gerichtsver-
handlung erlassen werden und sich räumlich auf die Sitzung beziehen. In personeller
Hinsicht beschränkt sich die Untersuchung auf die Zulässigkeit von derartigen An-
ordnungen gegenüber Medienvertretern. Nur am Rande wird die Rechtsstellung von
Laienjournalisten oder privat Anwesenden angesprochen14. In rechtlicher Hinsicht
endlich dient der Strafprozess als Referenzrahmen. Vor allen anderen Gerichtsver-
fahren ist hier sowohl das Informations-, Legitimations- und Kontrollinteresse der
Öffentlichkeit am stärksten als auch die Beeinträchtigung des allgemeinen Persönlich-
keitsrechts der Verfahrensbeteiligten am intensivsten. Viele der herausgearbeiteten
materiell-rechtlichen Gewichtungen sind aber auf andere Gerichtsverfahren übertrag-
bar, was an verschiedenen Stellen ausdrücklich hervorgehoben wird. Und auch in
prozessualer Hinsicht sollen am Beispiel des strafprozessualen Rechtsbehelfssystems
allgemeine Aussagen zum Rechtsschutz gegen die Sitzungspolizei und insbesondere
gegen medienspezifische Anordnungen gewonnen werden.

B. Problemstellung

Das problematische Verhältnis der Sitzungspolizei zur medialen Gerichtsberichter-
stattung wird bei sitzungspolizeilichen Anonymisierungsanordnungen in besonderem
Maße greifbar. Deren Zulässigkeit und Wirkung rufen ebenso viele Fragen auf, wie
der Rechtsschutz gegen derartige Anordnungen und gegen anordnungswidrige Bild-
nisveröffentlichungen Widersprüche offenbart.

I. Konfligierende Ansichten von BVerfG und BGH

Bei der Bildberichterstattung aus der Sitzung kollidieren verschiedenste Interessen
miteinander. Dabei handelt es sich um Interessen, die insbesondere nach Ansicht
des Bundesverfassungsgerichts über den „gewöhnlichen“ Konflikt zwischen Privat-
personen und Medien hinauszugehen scheinen15. Neben dem allgemeinen Persön-
lichkeitsrecht und den Medienfreiheiten wird die justizförmige Durchführung des
Gerichtsverfahrens hier ebenso erwähnt wie weitere durch sie vermittelte Rechtsposi-
tionen, sowohl der Allgemeinheit (ordnungsgemäßer Ablauf und Funktionsfähigkeit
der Rechtspflege) als auch der Verfahrensbeteiligten (Unschuldsvermutung und Recht
auf ein faires Verfahren).

Wie ist dieser vielschichtige Interessenkonflikt im Hinblick auf Handlungs- und
Rechtsschutzoptionen nun aber zu bewerten? In der Rechtsprechung und im Schrifttum

14 Deren Rechtsstellung kann jedenfalls im Hinblick auf die publizistische Tätigkeit nicht
wirkmächtiger sein als die der Medien, dazu ausführlich Kujath, Laienjournalismus im Internet,
S. 91 ff., 163 ff.

15 Zu diesem s. nur EGMR, Urteil v. 24. Juni 2004 (Nr. 59320/00) NJW 2004, 2647; BVerfG,
Urteil v. 5. Juni 1973 (1 BvR 536/72) BVerfGE 35, 202 (= NJW 1973, 747); dass., Beschluss
v. 26. Feb. 2008 (1 BvR 1602/07, 1 BvR 1626/07) BVerfGE 120, 180 (= NJW 2008, 1793);
BGH, Urteil v. 6. März 2007 (VI ZR 51/06) BGHZ 171, 275 (= NJW 2007, 1977); Fricke, in:
Wandtke/Bullinger, § 23 KUG, Rn. 3 ff. m. w. N.
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